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Entscheidungsdatum

17.06.2026
Norm

AsylG 2005 835
AsylG 2005 §36a
B-VG Art133 Abs4

1. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

© N o vk~ wDN

—_

. AsylG 2005 § 36a heute
AsylG 2005 § 36a gultig von 24.05.2025 bis 30.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 17/2025

N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIKIW232 2334319-1/3E, IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin MMag. Simone BOCKMANN-WINKLER (iber die Beschwerde
von XXXX , geb. XXXX , XXXX , geb. XXXX , XXXX , geb. XXXX , StA. staatenlos, alle gesetzlich vertreten durch den
Kindesvater XXXX , dieser vertreten durch MARSCHALL & HEINZ, Rechtsanwalts-kommanditpartnerschaft, gegen die
Bescheide der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 23.12.2025, ZI. 2025-0.680.893, zu Recht:Das
Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin MMag. Simone BOCKMANN-WINKLER Uber die Beschwerde von
romisch 40, geb. rémisch 40, romisch 40, geb. romisch 40, romisch 40, geb. rémisch 40, StA. staatenlos, alle
gesetzlich vertreten durch den Kindesvater rémisch 40, dieser vertreten durch MARSCHALL & HEINZ, Rechtsanwalts-
Kommanditpartnerschaft, gegen die Bescheide der Osterreichischen Botschaft Damaskus vom 23.12.2025, ZI. 2025-
0.680.893, zu Recht:

A)
Der Beschwerde wird stattgegeben und die bekampften Bescheide werden ersatzlos behoben.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:

1. Die Beschwerdefiihrer stellten einen Antrag auf Einreise gemaR§ 35 AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft
Damaskus und fihrten als Bezugsperson XXXX , geb. XXXX , welcher der Vater der Beschwerdefiihrer und dem mit
Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 02.12.2016 der Status des Asylberechtigten zuerkannt
worden sei, an. In seiner Mitteilung nach 8§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 vom 01.08.2025 und der beiliegenden Stellungnahme
vom selben Tag teilte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit, dass die Gewahrung des Status der
Asylberechtigten nach Einreise der antragsstellenden Parteien iSd § 35 Abs. 4 AsylG 2005 wahrscheinlich sei. Zur
Einschatzung gemal § 36a Abs 2 AsylG 2005 wurde darauf verwiesen, dass nach Prifung der vorliegenden Antrage die
Einschatzung geteilt werde, dass keine Umstande vorliegen wirden, die eine dringende Erledigung innerhalb von
sechs Monaten gemal’ 8 73 Abs. 1 AVG geboten erscheinen lieBen.1. Die Beschwerdefiihrer stellten einen Antrag auf
Einreise gemé&R Paragraph 35, AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus und fiihrten als Bezugsperson
rémisch 40, geb. rémisch 40, welcher der Vater der Beschwerdefiihrer und dem mit Bescheid des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl vom 02.12.2016 der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden sei, an. In seiner
Mitteilung nach Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 vom 01.08.2025 und der beiliegenden Stellungnahme vom selben
Tag teilte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit, dass die Gewahrung des Status der Asylberechtigten nach
Einreise der antragsstellenden Parteien iSd Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 wahrscheinlich sei. Zur Einschatzung
gemal Paragraph 36 a, Absatz 2, AsylG 2005 wurde darauf verwiesen, dass nach Prufung der vorliegenden Antrage die
Einschatzung geteilt werde, dass keine Umstande vorliegen wirden, die eine dringende Erledigung innerhalb von
sechs Monaten gemal3 Paragraph 73, Absatz eins, AVG geboten erscheinen lieRBen.

2. Die Beschwerdefihrer brachten daraufhin mit Schreiben vom 31.10.2025 Feststellungsantrage gemal8 36a Abs. 3
AsylG 2005 bei der Osterreichischen Botschaft Damaskus ein.2. Die Beschwerdefiihrer brachten daraufhin mit
Schreiben vom 31.10.2025 Feststellungsantrage gemaR Paragraph 36 a, Absatz 3, AsylG 2005 bei der Osterreichischen
Botschaft Damaskus ein.

3. Mit nunmehr angefochtenen Bescheiden der Osterreichischen Botschaft Damaskus wurden die Antrége vom
31.10.2025 auf Feststellung nach 8 36a Abs. 3 AsylG 2005 abgewiesen und festgestellt, dass die Voraussetzungen des §
36a Abs. 2 erster Satz AsylG nicht vorliegen wurden. Eine Erledigung des jeweiligen Antrags nach § 35 AsylG innerhalb
von sechs Monaten sei nicht dringend geboten. Gegen diese Bescheide richtet sich die gegenstandliche Beschwerde
vom 19.01.2026.3. Mit nunmehr angefochtenen Bescheiden der Osterreichischen Botschaft Damaskus wurden die
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Antrage vom 31.10.2025 auf Feststellung nach Paragraph 36 a, Absatz 3, AsylG 2005 abgewiesen und festgestellt, dass
die Voraussetzungen des Paragraph 36 a, Absatz 2, erster Satz AsylG nicht vorliegen wirden. Eine Erledigung des
jeweiligen Antrags nach Paragraph 35, AsylG innerhalb von sechs Monaten sei nicht dringend geboten. Gegen diese
Bescheide richtet sich die gegenstandliche Beschwerde vom 19.01.2026.

4. Mit Schreiben des Bundesministeriums fir Inneres vom 02.02.2026 wurde dem Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerde samt Verwaltungsakt Ubermittelt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der unter |. dargelegte Verfahrensgang wird festgestellt und der Entscheidung zu Grunde gelegtDer unter romisch
eins. dargelegte Verfahrensgang wird festgestellt und der Entscheidung zu Grunde gelegt.

2. Beweiswurdigung:
Die Feststellungen ergeben sich unstrittig aus den Verfahrensakten.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemal § 9 Abs. 3 FPG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber
Beschwerden gegen Entscheidungen der Vertretungsbehoérden.GemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG
erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen
Rechtswidrigkeit. Gemal Paragraph 9, Absatz 3, FPG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden
gegen Entscheidungen der Vertretungsbehdorden.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das BVwWG durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung
vorgesehen ist, liegt gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vor.Gemal Paragraph 6, BVWGG entscheidet das BVwG
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da
weder im BFA-VG noch im AsylG 2005 eine Senatsentscheidung vorgesehen ist, liegt gegenstandlich
Einzelrichterzustandigkeit vor.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist,
erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen gemal3 § 31 Abs. 1 VWGVG durch Beschluss.GemaR Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen gemaR Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG durch Beschluss.

Gemal? § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen und die Behérde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht.GemaR Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren Uber
Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die
Voraussetzungen des Absatz 2, nicht vorliegen und die Behdrde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde unter
Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens widerspricht.

Zu A) Stattgabe der Beschwerde und ersatzlose Behebung der angefochtenen Bescheide:

Die fur die vorliegenden Falle maRRgeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005,BGBI. | 100/2005 idF
BGBI. 1 39/2026) lauten:Die fur die vorliegenden Falle maBgeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2026,) lauten:

,836. (1) Stellt die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates mit Verordnung fest,
dass die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit gefahrdet sind, sind die
Bestimmungen dieses Abschnittes wahrend der Gultigkeitsdauer dieser Verordnung und der Durchfihrung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen (8§ 10 Abs. 2 des Bundesgesetzes Uber die Durchfihrung von
Personenkontrollen aus Anlass des Grenziubertrittes (Grenzkontrollgesetzes - GrekoG), BGBl. Nr. 435/1996)
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anzuwenden. 88 17 und 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013), BGBI. | Nr. 139/2009, sind in Bezug auf die
Erlassung und Verlangerung dieser Verordnung und jener nach 8 37 nicht anwendbar. Die Sonderbestimmungen fur
das Flughafenverfahren (3. Abschnitt) bleiben von diesem Abschnitt unberahrt.,836. (1) Stellt die Bundesregierung im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates mit Verordnung fest, dass die Aufrechterhaltung der
offentlichen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit gefahrdet sind, sind die Bestimmungen dieses
Abschnittes wahrend der Gultigkeitsdauer dieser Verordnung und der Durchfihrung von Grenzkontrollen an den
Binnengrenzen (Paragraph 10, Absatz 2, des Bundesgesetzes Uber die Durchfiihrung von Personenkontrollen aus
Anlass des GrenzUbertrittes (Grenzkontrollgesetzes - GrekoG), Bundesgesetzblatt Nr. 435 aus 1996,) anzuwenden.
Paragraphen 17 und 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 2013), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 139 aus 2009,, sind
in Bezug auf die Erlassung und Verlangerung dieser Verordnung und jener nach Paragraph 37, nicht anwendbar. Die
Sonderbestimmungen fur das Flughafenverfahren (3. Abschnitt) bleiben von diesem Abschnitt unberthrt.

(1a) In der Verordnung der Bundesregierung (Abs. 1) ist festzulegen, welche Regelungen der §§ 36a bis 41 wahrend
ihrer Gultigkeitsdauer Anwendung finden. Finden wahrend der Gultigkeitsdauer der Verordnung Grenzkontrollen an
der Binnengrenze nicht oder nur an bestimmten Abschnitten statt, so ist ausschliel3lich § 36a anwendbar.(1a) In der
Verordnung der Bundesregierung (Absatz eins,) ist festzulegen, welche Regelungen der Paragraphen 36 a bis 41
wahrend ihrer Gultigkeitsdauer Anwendung finden. Finden wahrend der Gultigkeitsdauer der Verordnung
Grenzkontrollen an der Binnengrenze nicht oder nur an bestimmten Abschnitten statt, so ist ausschlieBlich Paragraph
36 a, anwendbar.

(2) Die Feststellung, dass die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit
gefahrdet sind, hat die Bundesregierung gegentiber dem Hauptausschuss des Nationalrates schriftlich zu begrinden.
Dabei ist besonders auf die Anzahl von Fremden, die einen Antrag auf internationalen Schutz oder auf Einreise gemaf}
§ 35 stellen, und auf jene staatlichen Systeme einzugehen, deren Funktionieren durch die aktuellen
Migrationsbewegungen beeintrachtigt wird.(2) Die Feststellung, dass die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung
und der Schutz der inneren Sicherheit gefahrdet sind, hat die Bundesregierung gegenuber dem Hauptausschuss des
Nationalrates schriftlich zu begrinden. Dabei ist besonders auf die Anzahl von Fremden, die einen Antrag auf
internationalen Schutz oder auf Einreise gemal? Paragraph 35, stellen, und auf jene staatlichen Systeme einzugehen,

deren Funktionieren durch die aktuellen Migrationsbewegungen beeintrachtigt wird.

(3) Die Verordnung nach Abs. 1 kann fur eine Gultigkeitsdauer von bis zu sechs Monaten erlassen und héchstens drei
Mal um jeweils bis zu sechs Monate verlangert werden.(3) Die Verordnung nach Absatz eins, kann fir eine
Gultigkeitsdauer von bis zu sechs Monaten erlassen und hochstens drei Mal um jeweils bis zu sechs Monate verlangert

werden.

§ 36a (1) Der Lauf der Frist und die Pflicht zur Entscheidung Uber Antrége gemal3 8 35 sind wahrend der
Gultigkeitsdauer einer Verordnung der Bundesregierung nach § 36 Abs. 1 gehemmt, soweit in Abs. 2 nichts anderes
bestimmt ist.Paragraph 36 a, (1) Der Lauf der Frist und die Pflicht zur Entscheidung Gber Antrage gemaf Paragraph 35,
sind wahrend der Gultigkeitsdauer einer Verordnung der Bundesregierung nach Paragraph 36, Absatz eins, gehemmt,
soweit in Absatz 2, nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Hemmung gemald Abs. 1 tritt nicht ein, wenn eine Erledigung des Antrags innerhalb von sechs Monaten § 73
Abs. 1 AVG) gemaR Art. 8 EMRK (8 9 Abs. 2 BFA-VG) dringend geboten ist. Die Mitteilung des Bundesamts gemal3 § 35
Abs. 4 hat eine Einschatzung zu enthalten, ob diese Voraussetzung zutrifft.(2) Die Hemmung gemal3 Absatz eins, tritt
nicht ein, wenn eine Erledigung des Antrags innerhalb von sechs Monaten (Paragraph 73, Absatz eins, AVG) gemal3
Artikel 8, EMRK (Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG) dringend geboten ist. Die Mitteilung des Bundesamts gemalR
Paragraph 35, Absatz 4, hat eine Einschatzung zu enthalten, ob diese Voraussetzung zutrifft.

(3) Die fur den Entfall der Hemmung nach Abs. 2 sprechenden Griinde sind bereits in dem Antrag auf Einreise gemal3 §
35 genau zu bezeichnen. Auf gesonderten Antrag des Fremden hat die Vertretungsbehérde binnen acht Wochen mit
Feststellungsbescheid zu entscheiden, ob die Voraussetzungen des Abs. 2 erster Satz vorliegen. Ein solcher Antrag,
eine gegen dessen Zurlck- oder Abweisung erhobene Beschwerde und eine wegen dessen nicht rechtzeitiger
Erledigung erhobene Sdumnisbeschwerde werden gegenstandslos, sobald Gber den Antrag auf Einreise gemal 8 35
entschieden ist.(3) Die fur den Entfall der Hemmung nach Absatz 2, sprechenden Grinde sind bereits in dem Antrag
auf Einreise gemdalR Paragraph 35, genau zu bezeichnen. Auf gesonderten Antrag des Fremden hat die
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Vertretungsbehorde binnen acht Wochen mit Feststellungsbescheid zu entscheiden, ob die Voraussetzungen des
Absatz 2, erster Satz vorliegen. Ein solcher Antrag, eine gegen dessen Zurlck- oder Abweisung erhobene Beschwerde
und eine wegen dessen nicht rechtzeitiger Erledigung erhobene Sdumnisbeschwerde werden gegenstandslos, sobald
Uber den Antrag auf Einreise gemal3 Paragraph 35, entschieden ist.

(4) Die Minderjahrigkeit der Person, von welcher der Status des Asyl- oder subsididar Schutzberechtigten im
Familienverfahren (8 34) abgeleitet werden soll (8 35 Abs. 5 erster Fall), ist anhand des Zeitpunktes der Stellung des
Antrages gemal 8 35 zu beurteilen.(4) Die Minderjahrigkeit der Person, von welcher der Status des Asyl- oder subsidiar
Schutzberechtigten im Familienverfahren (Paragraph 34,) abgeleitet werden soll (Paragraph 35, Absatz 5, erster Fall), ist
anhand des Zeitpunktes der Stellung des Antrages gemal3 Paragraph 35, zu beurteilen.

(5) Dem Antragsteller ist anlasslich der Antragstellung ein Merkblatt insbesondere zu den Rechtsfolgen gemaR Abs. 1
und 2 sowie zu der ihn treffenden Obliegenheit und seinem Antragsrecht gemaR Abs. 3 oder § 75 Abs. 28 in einer ihm
verstandlichen Sprache zu Ubergeben. Dieses Merkblatt ist in jenen Sprachen bereitzuhalten, von denen anzunehmen
ist, dass die Antragsteller sie verstehen.”(5) Dem Antragsteller ist anlasslich der Antragstellung ein Merkblatt
insbesondere zu den Rechtsfolgen gemaR Absatz eins und 2 sowie zu der ihn treffenden Obliegenheit und seinem
Antragsrecht gemald Absatz 3, oder Paragraph 75, Absatz 28, in einer ihm verstéandlichen Sprache zu (bergeben.
Dieses Merkblatt ist in jenen Sprachen bereitzuhalten, von denen anzunehmen ist, dass die Antragsteller sie
verstehen.”

Wie sich aus § 36a Abs. 1 AsylG 2005 ergibt, bezieht sich dieser auf Verfahren Gber Antrage gemaR§ 35 AsylG 2005 (=
Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden, AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 idFBGBI. | Nr. 56/2018). Wie sich aus
Paragraph 36 a, Absatz eins, AsylG 2005 ergibt, bezieht sich dieser auf Verfahren Gber Antrage gemald Paragraph 35,
AsylG 2005 (= Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 56 aus 2018,).

Mit BGBI. | 39/2026 wurde das Asylgesetz 2005 (unter anderem) dahingehend geandert, dass§ 35 AsylG 2005 mit
Ablauf des 11.06.2026 aufgehoben wurde. Mit Bundesgesetzblatt Teil eins, 39 aus 2026, wurde das Asylgesetz 2005
(unter anderem) dahingehend geandert, dass Paragraph 35, AsylG 2005 mit Ablauf des 11.06.2026 aufgehoben wurde.

Die Prifung der RechtmaRigkeit des angefochtenen Bescheides hat nur am Malistab des Gesetzes oder gehorig
kundgemachter Verordnungen zu erfolgen (vgl. VwWGH 24.05.2007, ZI.2006/12/0060). Da§ 35 AsylG 2005 im
nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt nicht mehr dem Rechtsbestand angehdért und sich somit § 36a AsylG 2005 idgF
auf eine nicht mehr gultige Rechtsvorschrift bezieht, ist der Beschwerde stattzugeben und die angefochtenen
Bescheide ersatzlos zu beheben. Die Priifung der RechtmaRigkeit des angefochtenen Bescheides hat nur am MaRstab
des Gesetzes oder gehorig kundgemachter Verordnungen zu erfolgen vergleiche VwGH 24.05.2007, ZI. 2006/12/0060).
Da Paragraph 35, AsylG 2005 im nunmehrigen Entscheidungszeitpunkt nicht mehr dem Rechtsbestand angehért und
sich somit Paragraph 36 a, AsylG 2005 idgF auf eine nicht mehr gultige Rechtsvorschrift bezieht, ist der Beschwerde
stattzugeben und die angefochtenen Bescheide ersatzlos zu beheben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafld Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von
der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

In den vorliegenden Fallen ist die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von
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der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Aufgrund des Wegfalls der
Bestimmung des § 35 AsylG 2005 idF vor dem 12.06.2026 ist der Anwendung des§ 36a AsylG 2005 die Rechtsgrundlage
entzogen. Da sich dies eindeutig aus den nunmehr geltenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt, liegt bereits aus
diesem Grund keine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vor. In den vorliegenden Fallen ist die Revision gemald
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuladssig, weil die Entscheidung nicht von der Lsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Aufgrund des Wegfalls der Bestimmung des Paragraph 35, AsylG 2005 in der
Fassung vor dem 12.06.2026 ist der Anwendung des Paragraph 36 a, AsylG 2005 die Rechtsgrundlage entzogen. Da sich
dies eindeutig aus den nunmehr geltenden gesetzlichen Bestimmungen ergibt, liegt bereits aus diesem Grund keine

Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vor.
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